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Quelle: Baumann u.a., Alternativentwurf eines Gesetzes über Sterbehilfe (AE-Sterbehilfe); Schreiber, Das

Recht auf den eigenen Tod – zur gesetzlichen Neuregelung der Sterbehilfe, NStZ 1986, 337 ff.

§ 214 [Abbruch oder Unterlassung lebenserhaltender Maßnahmen]

(1) Wer lebenserhaltende Maßnahmen abbricht oder unterlässt, handelt nicht rechtswidrig,
wenn

1. der Betroffene dies ausdrücklich und ernstlich verlangt oder
2. der Betroffene nach ärztlicher Erkenntnis das Bewusstsein unwiederbringlich verlo-

ren hat oder im Falle eines schwerstgeschädigten Neugeborenen niemals erlangen
wird oder

3. der Betroffene nach ärztlicher Erkenntnis sonst zu einer Erklärung über Aufnahme
oder Fortführung der Behandlung dauernd außerstande ist und aufgrund verlässli-
cher Anhaltspunkte anzunehmen ist., dass er im Hinblick auf Dauer und Verlauf
seines aussichtslosen Leidenszustandes, insbesondere seinen nahe bevorstehen-
den Tod, diese Behandlung ablehnen würde oder

4. bei nahe bevorstehendem Tod im Hinblick auf den Leidenszustand des Betroffenen
und die Aussichtslosigkeit einer Heilbehandlung die Aufnahme oder Fortführung le-
benserhaltender Maßnahmen nach ärztlicher Erkenntnis nicht mehr angezeigt ist.

 
(2) Absatz 1 gilt auch für den Fall, dass der Zustand des Betroffenen auf einem Selbsttö-

tungsversuch beruht.

§ 214a [Leidensmindernde Maßnahmen]

Wer als Arzt oder mit ärztlicher Ermächtigung bei einem tödlich Kranken mit dessen aus-
drücklichem oder mutmaßlichem Einverständnis Maßnahmen zur Linderung schwerer, anders
nicht zu behebender Leidenszustände trifft, handelt nicht rechtswidrig, auch wenn dadurch als
nichtvermeidbare Nebenwirkung der Eintritt des Todes beschleunigt wird.

§ 215 [Nichthinderung einer Selbsttötung]

(1) Wer es unterlässt, die Selbsttötung eines anderen zu hindern, handelt nicht rechtswid-
rig, wenn die Selbsttötung auf einer freiverantwortlich, ausdrücklich erklärten oder aus den Umstän-
den erkennbaren ernstlichen Entscheidung beruht.
 

(2) Von einer solchen Entscheidung darf insbesondere nicht ausgegangen werden, wenn
der andere noch nicht 18 Jahre alt ist oder wenn seine freie Willensbestimmung entsprechend
§§ 20, 21 StGB beeinträchtigt ist.

§ 216 [Tötung auf Verlangen]

(1) ...

(2) Das Gericht kann unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 von Strafe absehen,
wenn die Tötung der Beendigung eines schwersten, vom Betroffenen nicht mehr zu ertragenden
Leidenszustand dient, der nicht durch andere Maßnahmen behoben oder gelindert werden kann.


